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Warum die Bergkantone Nein stimmen
Politologe Tobias Arnold und die Pro-Parteien versuchen zu erklären, warumunter anderemUri die Klimainitiative abgelehnt hat.

Florian Pfister

Letztlich war das Resultat eini-
germassendeutlich.DasKlima-
schutzgesetz hat sich schweiz-
weit mit 59,1 Prozent durchge-
setzt. Insgesamt siebenKantone
haben die Vorlage jedoch abge-
lehnt. Mit Uri ist auch ein Kan-
tonmit reichlichNatur und vie-
len Bergen darunter. Wie lässt
sich dies erklären?

DerAltdorferPolitologeTo-
bias Arnold erklärt sich die Ab-
stimmungsresultatedamit, dass
man in der Klimathematik
schnell auf das ThemaVerkehr,
Mobilität unddiedamit verbun-
denenCO2-Emissionenzurück-
kommt. «Dann ist die Rede
schnell von Verteuerungen und
Verboten. Obschon es bei der
Vorlage um Anreize gegangen
ist, hat die SVP auf ihren Plaka-
ten von Verboten gesprochen.»
DermotorisierteVerkehr sei auf
dem Land wichtiger als in der
Stadt,womit sichTobiasArnold
einen tendenziellenStadt-Land-
Graben erklärt. Diese Emotio-
nenhabedieSVPangesprochen.

SichdemSchicksalder
Naturergeben
Der Klimawandel ist vor allem
auch in der Zentralschweiz mit
vielenBergenzuspüren.Warum
wird ein solches Gesetz ausge-
rechnet in dieser Region abge-
lehnt, wo die Veränderung der
Natur doch direkt zu sehen ist?
Auch in der Stadt sei derKlima-
wandel zu spüren, beispiels-
weise durchHitzewellen, wo es
in der Stadt wärmer ist als im
kühlenUmland. «Inden städti-
schen Gebieten ist ein höheres
Vertrauen in die Wissenschaft
vorhanden, welche ja auch an-
mahnt, mehr gegen den Klima-
wandel tun zu müssen. In den
Bergregionen pflegt man eher
einen fatalistischenUmgangmit
derUmwelt und sagt: ‹Wir kön-
nen eh nichts gegen die Natur
machen›», sagt Tobias Arnold.
«Ich beobachte diese Haltung,
sicheinfachdemSchicksal zuer-

geben, mehr in den ländlichen
Regionen.»

Aus Sicht der SP Uri ist es
hoch erfreulich, dass das
Schweizer Volk dem Klima-
schutzgesetz deutlich zuge-
stimmt hat. Mit Altdorf hat nur
eine einzigeGemeinde imKan-
ton Uri Ja gesagt hat. «Das Er-
gebnis ist für uns als Partei ent-
täuschend», führt Jonas Bissig
von der Geschäftsleitung auf
Anfrage aus. «Speziell im Kan-
ton Uri, der vom Klimawandel
stärker betroffen ist als andere
Gegendender Schweiz, wäre es
sinnvoll und folgerichtig,dieKli-
maschutz-Massnahmen mitzu-
tragen. Vermutlich sind die un-
wahren Argumente betreffend
Kosten und Verboten der Nein-
Seitebei derUrnerBevölkerung
auf besonders fruchtbaren Bo-
den gefallen.»

AucheinRöstigraben ist
erkennbar
Von einem Stadt-Land-Graben
zu sprechen, findet Jonas Bissig
nur partiell richtig. «Eher könn-
te man aufgrund der Abstim-
mungsresultate voneinemRös-
tigraben sprechen. Sohabendie
Welschen Kantone die Vorlage
imSchnitt umeinigesbesser an-
genommen als die Deutsch-
schweizer Kantone.» Wichtig
sei, dassdieAnliegender Stadt-
und Landbevölkerung ernst ge-
nommen würden. «Wir finden
es wichtig, dass die Politik soli-
darischeLösungensucht, die für
alle Bevölkerungsgruppen trag-
bar sind, ohne eine Gruppe
gegendieandereauszuspielen.»

AuchandereUrnerParteien
sind ähnlicher Meinung. Die
Grünen schreiben: «Uri wird
nuneinEnergiegesetzbeschlies-
sen müssen, das hilft, die Ziele
des Klimaschutz-Gesetzes um-
zusetzen – zumWohle der gan-
zen Weltbevölkerung und auch
unseres Kantons.» Und: «Be-
merkenswert und erfreulich ist
die hohe Zustimmung der Aus-
land-Urner und der Altdorfer
Stimmbevölkerung.»

Ein Plakat wirbt für das Klimagesetz. Bild: Urs Flüeler/Keystone (Horw, 12. 6. 2023)

Landrat befindet über Bildungs- und Energiepolitik der Zukunft
Der neu zuwählendenRatsleitung stehtmorgen eine reich befrachtete Landratssession bevor.

Carmen Epp

AbMittwoch, 21. Juni, steht der
Urner Landrat unter neuer Lei-
tung: Turnusgemäss wird der
amtierendeVizepräsidentMar-
tinHuser (SVP,Unterschächen)
das Präsidium von Cornelia
Gamma(FDP,Schattdorf) über-
nehmen und Kurt Gisler (CVP/
Die Mitte, Altdorf) vom ersten
Stimmenzähler ins Vizepräsi-
dium nachrücken. Neu in die
Ratsleitung vorgeschlagenwird
RuediCathry (FDP, Schattdorf).
Er ist direkt als erster Stimmen-
zähler vorgesehen,wobeiAdria-
noPrandi (SP,Altdorf)weiterhin
als zweiter Stimmenzähler am-
ten soll,wie es aufAnfragebeim
Ratssekretariat heisst.

Nebenvermutlichunbestrit-
tenenGeschäftenwiedieÄnde-
rungen der Mittelschulverord-

nung,derVerordnungzumBun-
desgesetz über die Kranken-
versicherung und der Revision
der Vollziehungsverordnung
zumBundesgesetzüberdieBin-
nenschifffahrt muss die neu ge-
wählte Ratsleitung auch durch
umstritteneTraktanden führen.

Windkraftanlagen
aufdemGütsch
SowirdetwaerneutdieRevision
des Energiegesetzes debattiert.
Bereits indererstenLesungvom
24. Mai wurden zahlreiche An-
träge aus der Ratsmitte behan-
delt. Dabei lockerten die Land-
rätinnenundLandrätedieSolar-
pflicht und verzichten auf eine
Frist fürdenErsatzbestehender
Elektroheizungen. Die bereits
damals angeregten Diskussio-
nendürftenauchbeiderzweiten
Lesung nicht ausbleiben.

Das Thema Energie wird den
Rat auch bei einem weiteren
Traktandum beschäftigen: So
legt die Regierung demLandrat
die Anpassung des kantonalen
Richtplans 2022 zur Genehmi-
gung vor. Ein Element davon ist
dieZukunftderWindenergie im
KantonUri. SoplantdasElektri-
zitätswerkUrsern (EWU) inden
nächsten Jahren, den bestehen-
den Windpark auf dem Gütsch
ob Andermatt auszubauen. Das
erfordert eine Anpassung des
kantonalen Richtplans. Diese
wurde Ende 2022 in die Ver-
nehmlassunggeschickt,nunsoll
der Landrat die bereinigten An-
passungen genehmigen.

DieRichtplananpassung soll
aber auch weitere Ausbauab-
sichtenaufnehmen, soetwa jene
für den SteinbruchEielen inAt-
tinghausen sowie für weitere

Deponien im unteren Reusstal
und im Oberland. Auch die
Fruchtfolgeflächen in den Ge-
meinden Schattdorf und Erst-
feld infolgeAbschlussdesNeat-
Projekts sollen angepasst und
das Vorhaben «Seeverlad Vier-
waldstättersee» im Sinne einer
«Vororientierung» imRichtplan
aufgenommenwerden.

ZweiRückweisungsanträge
derKommissionen
«DerRichtplan ist alsGanzeszu
behandeln und zu genehmi-
gen», hält die Regierung imBe-
richt und Antrag fest. Änderun-
gen in einzelnen Abschnitten
seien nicht unmittelbar durch
denLandratmöglich.ObdieAn-
passungeneinfachso«durchge-
wunken» werden, scheint je-
doch fraglich. So beantragt die
landrätliche Justizkommission,

dasGeschäftandenRegierungs-
rat zurückzuweisen –mit Direk-
tiven.DerRegierungsrat soll be-
auftragt werden, an der Land-
ratssession vom 6. September
2023 die Richtplananpassung
nur mit der Anpassung «Erwei-
terung des bestehenden Wind-
parks Gütsch, Andermatt» vor-
zulegen und die restlichen An-
passungen zu einem späteren
Zeitpunkt vorzubringen.

Ähnlich verhält es sich bei
der Änderung der Schulischen
Beitragsverordnung.Hierbean-
tragt die landrätliche Bildungs-
undKulturkommission,dasGe-
schäft zurückzuweisen.Stattdes-
sen soll der Regierungsrat dem
Landrat bis spätestens zur Ses-
sion vomMai 2024 einen über-
arbeiteten Bericht und Antrag
vorlegen. Ob das Geschäft tat-
sächlich vertagt wird, ist jedoch

unklar. Ein Minderheitsantrag
derselben Kommission lautet
nämlich, die Änderung der Ver-
ordnung nicht zurückzuweisen
unddiese imLandratbereits am
21. Juni zu behandeln.

MehrGeld fürCovid-19
undFelssturz
SchliesslichbefindetderLandrat
über drei Kreditanträge. Für die
Kostenbeteiligung fürdieCovid-
19-Pandemie wird ein Nach-
tragskredit von 780000 Fran-
ken nötig. Wegen des Felsstur-
zes,der sicham30.April aufder
Sustenstrasse ereignet hat, be-
antragtdieRegierungeinenVor-
schusskredit von300000Fran-
ken.DerRestbetragdesBudgets
für den baulichenUnterhalt der
Kantonsstrasse von 458071
Frankensoll zudemaufdasBud-
get 2023 übertragenwerden.

Klimagesetz: SVP freut das Urner Resultat
Abstimmungssonntag DieSVP
Uri sieht sichdurchdaskantona-
le Resultat zum Klimagesetz,
das sie als Stromfressergesetz
bezeichnet, bestätigt. Der Kan-
ton Uri hat die Vorlage mit gut
56Prozent abgelehnt. «Wirwa-
ren die einzige Partei, welche
dieses Gesetz bekämpft hat»,
wird Vize-Präsidentin und Na-
tionalratskandidatin Claudia
Brunner in einerMitteilung der
Partei zitiert.

Sie freue sich über den Sieg
in Uri, von dem sie nicht über-
rascht sei: «Ich war selbst an
mehreren Standaktionen un-

serer Partei und habe oft Lob
erhalten, dass wir den Mut
hatten, dieses Gesetz zu be-
kämpfen. Die Urnerinnen und
Urner haben sich nicht beirren
lassen und die Mogelpackung
durchschaut.»

Das gesamtschweizerische
Resultat gelte es zu akzeptie-
ren. Die Befürworter würden
in die Pflicht genommen, auf
Verbote zu verzichten. «Einmal
mehr hat die SVP Uri den Puls
der Bevölkerung gespürt. Wie
schon beim Stimmrechtsalter
16 haben wir uns gegen alle
Parteien und gegen die natio-

nalenPolitiker aus demKanton
Uri durchgesetzt», heisst es
in der Mitteilung. «Es wäre
hilfreich, wenn sich die Urner
Vertretung inBernwiedermehr
für die Bevölkerung von Uri
einsetzen würde.»

SVPsetzt sich für freie
EntscheidungbeiGesund-
heitsfragenein
Beim Covid-Gesetz hat der
Kanton Uri knapp Ja gesagt,
auch hier hat die SVP Uri mit
48,5 Prozent Nein-Anteil ihren
Wähleranteil klar übertroffen.
Gespannt ist die Partei, wie oft

dieses Gesetz verlängert wird.
Die SVP Uri verspricht, sich
weiterhin für eine freie Ent-
scheidung bei Gesundheits-
fragen einsetzen.

Bei der OECD-Mindest-
steuer-Vorlage konnte eindeut-
licher Sieg eingefahrenwerden.
Der Angriff der SP habe in kei-
nem Kanton funktioniert. Kein
Kanton hatte einenNein-Anteil
von mehr als 28 Prozent. «Nur
eine starkeWirtschaft und eine
liberale Umsetzung von welt-
weiten Steuern führen zu einer
wettbewerbsfähigen Schweiz»,
so die SVPUri. (pd/MZ)


